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Sehr geehrte Eigentümerinnen und Eigentümer, 

seit 1993 hat die städtebauliche Sanierung unser Innenstadtgebiet un-

übersehbar verändert. Das Zentrum ist schöner und attraktiver gewor-

den und Sie als Grundstückseigentümer/in profitieren von den Ver-

besserungen an Straßen, Wegen und Plätzen. 

Auch weiterhin will die Stadt Königstein mit Hilfe der Sanierung 

städtebauliche Missstände und Mängel zur Stärkung des Innenstadtbe-

reichs beheben, um somit die Wohn-, Lebens- und Arbeitsplatzquali-

tät des Innenstadtgebiets zu verbessern. Allerdings ist dieser Sanie-

rungsprozess, der aus Mitteln des Bundes, des Landes und der Stadt 

Königstein gefördert wird, zeitlich nicht unbegrenzt. Im Jahr 2012 ist 

der Abschluss der Stadtsanierung vorgesehen. Um so näher das Ende 

der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme rückt, um so öfter fällt auch 

der Begriff „Ausgleichsbetrag“. 

Mit der vorliegenden Broschüre möchte Sie die Stadt Königstein dar-

über informieren, was unter einem Ausgleichsbetrag bei Stadterneue-

rungsmaßnahmen zu verstehen ist. 
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1. Was ist ein Ausgleichsbetrag? 

Die Sanierungsmaßnahmen tragen nicht nur dazu bei, ein Gebiet le-

benswerter und attraktiver zu machen, sondern steigern gleichzeitig 

auch den Wert Ihres Eigentums. Deswegen hat der Gesetzgeber die 

Gemeinden und Städte mit festgelegten Sanierungsgebieten verpflich-

tet, die durch die Sanierungsmaßnahmen bedingte Bodenwerterhö-

hung der Grundstücke in Form von Ausgleichsbeträgen von den 

Grundstückseigentümern einzufordern. Die zwingende Erhebung von 

Ausgleichsbeträgen ist im BauGB geregelt. Der Stadt Königstein steht 

daher bei der Erhebung kein Ermessen zu. 

Die Beteiligung der Grundstückseigentümer ergibt sich zum einen aus 

dem BauGB und zum anderen auch aus dem Grundgesetz; schließlich 

regelt Art. 14 GG nicht nur die Rechte privaten Eigentums, sondern 

auch die sich daraus ergebenden Verpflichtungen. 

Der Ausgleichsbetrag stellt keine zusätzliche Belastung der Grund-

stückseigentümer dar, da innerhalb des Sanierungsgebiets für die 

Dauer der Sanierung die sonst üblichen Erschließungs- und Straßen-

ausbaubeiträge nicht erhoben werden. 
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Der Ausgleichsbetrag stellt die Differenz zwischen dem Bodenwert, 

den ein Grundstück hätte, wenn keine Sanierung beabsichtigt oder 

durchgeführt worden wäre (Anfangswert), und dem Bodenwert, der 

sich nach der Sanierung ergibt (Endwert), dar. Hierbei ist der Bezugs-

zeitpunkt der Tag, an dem das Sanierungsverfahren beendet ist und 

die Sanierungssatzung aufgehoben wird. 
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2. Wie wird der Ausgleichsbetrag ermittelt? 

Die Summe, um die sich der Wert Ihres Grundstücks erhöht hat, ist 

Grundlage für den Ausgleichsbetrag. 

Die sanierungsbedingte Bodenwerterhöhung besteht aus dem Unter-

schiedsbetrag zwischen dem Bodenwert, den das Grundstück hätte, 

wenn keine Sanierung durchgeführt worden wäre (Anfangswert) und 

dem Bodenwert, den das Grundstück nach Abschluss der Sanie-

rungsmaßnahmen hat (Endwert). Unter Berücksichtigung etwaiger 

Anrechnungsbeträge ergibt sich hieraus der Ausgleichsbetrag. 

Für die Ermittlung der Anfangswerte und Endwerte der im Sanie-

rungsgebiet liegenden Grundstücke ist der Gutachterausschuss des 

Landkreises Sächsische Schweiz zuständig. 

Unter den zu ermittelnden Anfangs- und Endwert ist immer der Ver-

kehrswert nach § 194 BauGB zu verstehen, der jedoch den besonde-

ren rechtlichen Gegebenheiten des Sanierungsrechts entsprechen 

muss. Dieser Verkehrswert ist für jedes Grundstück, allerdings ohne 

seine Bebauung, für den reinen Bodenwert zu bestimmen. 

Für Modernisierungsmaßnahmen, die ein Eigentümer ohne Förderung 

finanziert hat, erfolgt eine Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag. 
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3. Wer muss den Ausgleichsbetrag bezahlen? 

Ausgleichsbeträge müssen von den Grundstückseigentümern in förm-

lich festgelegten Sanierungsgebieten entrichtet werden; natürlich nur, 

sofern sich der Wert Ihres Grundstücks durch die Sanierung erhöht 

hat. 

Die Kosten trägt dabei immer derjenige, der bei Abschluss der Sanie-

rung (d. h. zum Zeitpunkt der Satzungsaufhebung) Eigentümer ist. 

Findet nach Abschluss der Sanierung ein Eigentümerwechsel statt, so 

geht die Ausgleichsbetragspflicht nicht auf den neuen Eigentümer 

über. 

Miteigentümer zahlen ihren verhältnismäßigen Anteil. Bei Grundstü-

cken, die mit einem Erbbaurecht belastet sind, muss der Grundstücks-

eigentümer den Ausgleichsbetrag bezahlen. Maßgebend ist jeweils die 

Eintragung im Grundbuch. 
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4. Wann ist der Ausgleichsbetrag fällig? 

In der Regel wird der Ausgleichsbetrag erst nach Abschluss der Sanie-

rung erhoben. Bevor der Betrag festgesetzt wird, haben Sie als Eigen-

tümer Gelegenheit zur Stellungnahme und Erörterung. Dabei wird 

geprüft, ob und in welcher Höhe eigene Aufwendungen angerechnet 

werden können, wie die persönlichen Bedingungen derzeit sind und 

vieles andere mehr (§ 155 BauGB). Erst dann erhalten Sie einen Be-

scheid mit einer detaillierten Berechnung. 
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5. Wie kann der Ausgleichsbetrag reduziert werden? 

Der Gesetzgeber hat in § 154 Abs. 3 BauGB auch die Möglichkeit 

einer vorzeitigen Ablösung zugelassen. Sie ist freiwillig  und wird 

durch öffentlich-rechtlichen Vertrag schriftlich vor Abschluss der 

Sanierung abgeschlossen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die 

Ziele und Zwecke der Sanierung schon konkret sind und sich der Aus-

gleichsbetrag so relativ sicher ermitteln lässt. 

Grundstückseigentümer, welche sich für die vorzeitige Ablösung des 

Ausgleichsbetrags entscheiden, wird zusätzlich ein Verfahrensab-

schlag gewährt. Die Höhe des Verfahrensabschlags ist abhängig von 

dem noch verbleibenden Zeitraum der Sanierung. Das Ende der Stadt-

sanierung ist für das Jahr 2012 vorgesehen. Damit verbleibt ein Zeit-

raum von fünf Jahren. Der Verfahrensabschlag beträgt für das Jahr 

2007: 0,8626 €. Für die darauf folgenden Jahre beträgt er: 

2008: 0,8885 € 

2009: 0,9151 € 

2010: 0,9426 € 

2011: 0,9709 €. 
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Beispielrechnung:  

Wertermittlungsstichtag  Januar 2007  

Ende der Sanierung: in 5 Jahren 

Endwert:  111,00 € / m2 

Anfangswert: –  92,00 € / m2 

Bodenwertzuwachs: = 19,00 € / m2 

Pionierabschlag1  (15 % v. Bodenwertzuwachs) – 2,85 € / m² 

 = 16,15 € / m² 

Grundstücksfläche 
(planungsrechtlich zulässige Baufläche) 

 
x 

 
700,00 

 
m2 

Ausgleichsbetrag am Ende der Sanierung 
(Grundstücksfläche x Zuwachs) 

= 11.305,00 € / m² 

 
Berechnung des Ablösebetrages      

Abzinsung auf den Wertermittlungsstichtag 
(Verfahrensabschlag) 

   

Laufzeit 5 Jahre  

Zinssatz ca. 3,00 %  

Verfahrensabschlag x 0,8626 € 

Ablösebetrag zum Wertermittlungsstichtag  = 9.751,69 € 

                                                 
1 Pionierabschlag = wird für sanierte Grundstücke gewährt, da der Eigentümer auf-

grund der negativen Folgen der Sanierung wie z. B. Baulärm 
seine Investition nur eingeschränkt nutzen kann. Ein Pionierab-
schlag ist aber dann nicht mehr gerechtfertigt, wenn die rechtli-
che und tatsächliche Neuordnung abgeschlossen ist (vgl. § 27 
Abs. 2 WertV). 
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Anträge auf vorzeitige Ablösung des Ausgleichsbetrags sind im Bau-

amt der Stadt Königstein erhältlich. 
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6. Vorteile des vorzeitigen Ablösebetrags für die Grundstückseigen-

tümer 

·  Ersparnis durch Verfahrensabschlag bzw. Abzinsung 

Die Stadt Königstein kann bei vorzeitiger Ablösung einen Verfah-

rensabschlag einräumen. Dadurch kann der Ausgleichsbetrag deutlich 

reduziert werden. 

·  Rechtssicherheit 

Die im Vertrag getroffenen Regelungen über den vorzeitigen Ablöse-

betrags sind endgültig und abschließend. Daher können keine weite-

ren Zahlungen nach Ende der Sanierung anfallen. 

·  Steuerliche Gesichtspunkte 

Der Ausgleichsbetrag kann in der Einkommensteuererklärung abge-

setzt werden. Der öffentlich-rechtliche Vertrag kann als Vorausset-

zung für eine Sonderabschreibung genutzt werden. 
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7. Sonstiges 

Sobald die Sanierung des Grundstücks abgeschlossen ist, besteht auf 

Antrag des Eigentümers die Möglichkeit, dass Grundstück vorzeitig 

aus der Sanierung zu entlassen und den im Grundbuch eingetrage-

nen Sanierungsvermerk zu löschen. Bei einer vorzeitigen Entlassung 

wird der Ausgleichsbetrag allerdings sofort zur Zahlung fällig. 

Sollten Sie Interesse an einer vorzeitigen Ablösung des Ausgleichs-

betrags haben, wenden Sie sich bitte an das Bauamt der Stadt Kö-

nigstein, Frau König (Tel.: 03 50 21/9 97 32). 
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